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Die wesentlichen  
Änderungen im Überblick

Die Verwaltungsgerichtsbarkeits- 

novelle 2012 sieht wesentliche Ände-

rungen im Verfahrensablauf im eigenen 

Wirkungsbereich der Gemeinde vor. So 

werden mit Wirksamkeit ab 1. Jänner 

2014 die Landesverwaltungsgerichts-

höfe eingeführt. Eine Anrufung des 

Verwaltungsgerichtshofes ist nur mehr 

in Einzelfällen möglich. Das Landes-

verwaltungsgericht entscheidet daher 

vielfach abschließend und in der Sache 

selbst. Die Vorstellung als Aufsichts-

mittel gegen die letztinstanzlichen 

Gemeinderatsbescheide wird  

mit diesem Zeitpunkt aufgehoben.

Sind es jetzt die Bescheide der 

Aufsichtsbehörde, die bei den  

Gerichtshöfen des öffentlichen  

Rechts angefochten werden, so  

sind es ab 1.1.2014 die Bescheide  

der Berufungsbehörde, nämlich  

des Gemeinderates, die unmittelbar  

vor dem Landesverwaltungsgericht 

angefochten werden können. 

Damit ist nunmehr die Gemeinde  

die belangte Behörde. Eine weitere 

Änderung für das Verwaltungsverfahren 

im eigenen Wirkungsbereich der 

Gemeinde durch die Einführung des 

Landesverwaltungsgerichtes ist, dass 

dieses meritorisch und nicht mehr 

kassatorisch wie die Aufsichtsbehörde 

entscheidet.

Auswirkungen auf die  
Mediation

Welche tatsächlichen Auswirkungen 

die Änderungen dieser Verwaltungs-

gerichtsbarkeitsnovelle auf das 

Verwaltungsverfahren im eigenen 

Wirkungsbereich haben, ist derzeit nicht 

absehbar. Daher könnte aufgrund der 

Einführung der Landesverwaltungsge-

richte die Mediation im Verwaltungsver-

fahren noch an Bedeutung gewinnen.

Speziell im Bauverfahren könnte künftig 

die Mediation als Mittel zur Konflikt-

bereinigung in bestimmten Verfahren 

verstärkt zum Einsatz gelangen. Das 

Problem besteht allerdings darin, 

dass die Mediation z. B. in einem 

Bauverfahren mit einer Vielzahl von 

Parteien oft sehr zeitaufwändig ist und 

die Behörde im Verwaltungsverfahren 

an die strengen gesetzlichen Vorgaben 

gebunden ist. Neben den materiell-

rechtlichen Bestimmungen sind auch die 

verfahrensrechtlichen Bestimmungen 

einzuhalten.

Die Mediation ist derzeit in den von  

den Verwaltungsbehörden anzuwen-

denden gesetzlichen Bestimmungen 

kaum verankert. Dies zu ändern, wäre 

unseres Erachtens vor allem deshalb 

zielführend, weil beispielsweise die Bau- 

behörde darauf zu achten hat, die Ent- 

scheidung innerhalb der vom Gesetz 

vorgegebenen Frist zu erlassen, damit 

keine Säumnisfolgen eintreten. Im Be- 

hördenverfahren kann die Entscheidung 

nur im Rahmen der dem Verfahren zu 

Grunde liegenden materiellrechtlichen 

Bestimmungen getroffen werden. 

Mediation und Umwelt- 
verfahren

Ausdrücklich verankert ist die Mediation 

im § 16 Abs. 2 des Umweltverträg-

lichkeitsprüfungsgesetzes (UVP-G). 

Diese Bestimmung ermöglicht es den 

Behörden, Umweltverfahren auf Antrag 

der ProjektwerberInnen zu unterbre-

chen, um ein Mediationsverfahren 

einzuschalten, wenn sich im Zuge des 

Genehmigungsverfahrens Interessens-

konflikte zwischen ProjektwerberIn und 

den Parteien und sonstigen Beteiligten 

zeigen. Weiters sieht die Bestimmung 

vor, dass die Ergebnisse des Mediations-

verfahrens der Behörde im Rahmen der 

gesetzlichen Möglichkeiten im weiteren 

Genehmigungsverfahren und in der 

Entscheidung berücksichtigt werden 

können.

Mediation und Bauverfahren

Da auch bei den Bauverfahren in den 

Gemeinden ersichtlich ist, dass es 

immer häufiger zu Interessenskonflikten 

zwischen BauwerberInnen und Nach-

barn kommt und sich diese Tendenz 

durch die Einführung der meritorischen 

Entscheidung der Landesverwaltungs-

gerichte verstärken könnte, wäre aus 

unserer Sicht auch eine gesetzliche 

Regelung in den materiellrechtlichen 

Bestimmungen wünschenswert. 

Eine Zunahme der Interessenskonflikte 

könnte im Zusammenhang mit der 

Einführung der Landesverwaltungsge-

richte auch insofern erwartet werden, 

als letztendlich unabhängige Gerichte 
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über eine Beschwerde entscheiden und 

keine Behörde vor Ort, die möglicher-

weise durch ein Mediationsverfahren 

die Situation noch entschärfen kann.

Ergebnisse des Mediationsverfahrens 

können auch derzeit nicht bzw. nur 

in Ausnahmefällen in dem das baube-

hördliche Verfahren abschließenden 

Bewilligungsbescheid Berücksichtigung 

finden. Das ist nur dann der Fall, wenn 

das Mediationsergebnis mit den zum 

Beispiel baurechtlichen Bestimmungen 

im Einklang steht. Daher wäre es aus 

unserer Sicht zweckmäßig, bei schon 

bekannten oder sich anbahnenden 

Konfliktsituationen bereits im Vorfeld 

ein Mediationsverfahren einzuleiten, 

damit es nur in Einzelfällen zu einer 

Anrufung der künftigen Landesver-

waltungsgerichte kommt.

Bei staatlichen oder dem Staat zurechenbaren Entscheidungen han-

delt es sich in der Regel um gemeinwohlorientierte Aufgabenerfül-

lung. Angesichts häufig komplexer Sachlagen, kaum zu vermeidender 

gesellschaftlicher Widerstände und der dynamischen Verbreiterung von 

(Experten-)Wissen sind behördliche Entscheidungsträger auf spezifische 

Problembewältigungskompetenzen angewiesen. Für derartige multipo-

lare Prozesse fehlt es aber vielfach an geeigneten Methoden. Abhilfe 

schaffen kann die Bereitstellung konsensual-partizipativer Maßnahmen. 

Die Rede ist von Mediation als einem Verfahren zur interessenorientier-

ten und nachhaltigen Konfliktbearbeitung. Der integrative Einsatz eines 

derartigen Instrumentariums in Österreich und Deutschland wird in 

diesem Buch anschaulich vorgestellt.

Assoz. Univ.-Prof. Mag. Dr. Sascha Ferz,

Karl-Franzens-Universität Graz
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